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Bundestag beschließt Notfallreform 
Der Bundestag hat die Reform der Notfallversorgung be­
schlossen. Bessere Hilfe im Ernstfall ist das Ziel: Mit der Reform 
reagiert die Politik auf überfüllte Notaufnahmen, lange Warte­
zeiten und eine häufig nicht bedarfsgerechte Nutzung der Ret­
tungsstrukturen. Mit einer besseren Steuerung von Patientinnen 
und Patienten soll die Reform die Versorgung im medizinischen 
Ernstfall verlässlicher, digitaler und wirtschaftlicher organisie­
ren.
Im Mittelpunkt steht das Prinzip „richtige Hilfe am richtigen 
Ort“. Wer akut erkrankt oder medizinische Hilfe benötigt, soll 
künftig durch eine standardisierte fachliche Ersteinschätzung 
in die jeweils passende Versorgungsstruktur gelenkt werden. 
Diese Einschätzung kann telefonisch oder direkt vor Ort erfol­
gen. Nicht jeder Fall, der heute in einer Notaufnahme landet, 
erfordert eine stationäre oder hochspezialisierte Behandlung. 
Umgekehrt sollen schwere Notfälle schneller und ohne Um­
wege die notwendige klinische Versorgung erhalten.
–	 Bundesweit werden an Krankenhausstandorten Integrierte 

Notfallzentren (INZ) und Integrierte Notfallzentren für 
Kinder und Jugendliche (KINZ) etabliert. INZ werden zur 
zentralen Anlaufstelle für Hilfesuchende in medizinischen 
Notfällen. In den INZ arbeiten Krankenhäuser und Kas­
senärztliche Vereinigungen verbindlich zusammen, um je­
derzeit eine bedarfsgerechte medizinische Erstversorgung 
sicherzustellen.

–	 Durch Ersteinschätzungsstellen in den INZ werden die Pa­
tientinnen und Patienten direkt in die richtige Versorgungs­
ebene geleitet. Patienten können in geeigneten Fällen und je 
nach Tageszeit direkt in eine Kooperationspraxis (während 
der Sprechstundenzeiten) oder in die KV-Notdienstpraxis 
des INZ geleitet werden. Für Letztere wird im Arzneimittel­
gesetz ein Abgaberecht zur unmittelbaren Anschlussversor­
gung mit Arzneimitteln für Ärztinnen und Ärzte der Not­
dienstpraxis eines INZ geschaffen. Das ist vergleichbar mit 
der bereits bestehenden Abgabemöglichkeit für Arzneimittel 
durch Krankenhausapotheken.

–	 Die bundesweit einheitliche Rufnummer 116117 der Kas­
senärztlichen Vereinigungen (KVen) wird künftig in eine Ter­
minservice- und eine Akutleitstelle aufgeteilt. Letztere soll 
zukünftig unter konkreten Erreichbarkeitsvorgaben die Ver­
mittlung von ambulanten Not- und Akutfällen in die an­
gemessene Versorgungsebene übernehmen. Insbesondere 
stehen unter der Rufnummer 116117 für Akutfälle flächen­
deckend rund um die Uhr eine telefonische oder videounter­
stützte Versorgung zur Verfügung, ergänzend im Bedarfsfall 
auch eine aufsuchende Versorgung.

–	 Die Akutleitstellen der Kassenärztlichen Vereinigungen und 
die Leistungserbringer des Notfallmanagements („Rettungs­
leitstellen“, Notrufnummer 112) vernetzen sich digital zu 
Gesundheitsleitsystemen (GLS). Hier wird jedes Hilfeersu­
chen auf der Grundlage abgestimmter Abfragesysteme und 

verbindlicher Zuständigkeitsvereinbarungen medienbruch­
frei und mit allen bereits erhobenen Daten an den zu­
ständigen Kooperationspartner weitergeleitet. Das GLS soll 
geeignete Fälle auch an regional vorhandene medizinische 
komplementäre und sonstige komplementäre Dienste für 
vulnerable Gruppen und krisenhafte Situationen vermitteln, 
etwa notfallpflegerische, notfallpalliative oder auch sozial­
psychiatrische Dienste. So kann den Hilfesuchenden pass­
genau geholfen und die Ressourcen der Not- und Akutfall­
versorgung können geschont werden.

–	 Die medizinische Notfallrettung wird als Sachleistung der 
gesetzlichen Krankenversicherung im SGB V verankert. So­
mit werden das Notfallmanagement, die notfallmedizinische 
Versorgung vor Ort und der Notfalltransport ausdrücklich als 
Teile der Krankenbehandlung anerkannt und nicht länger 
allein der Transportauftrag durch die Krankenkassen finan­
ziert. In einem Fachgremium werden bundeseinheitliche 
Rahmenbedingungen für die medizinische Notfallrettung 
erarbeitet und fortlaufend weiterentwickelt. Die Landes­
verbände der Krankenkassen schließen mit den jeweils ver­
antwortlichen Leistungserbringern der medizinischen Not­
fallrettung Verträge über die Vergütung und die Entgelte der 
einzelnen Leistungen der medizinischen Notfallrettung.

Die Bundesregierung verbindet mit dem Gesetz auch wirt­
schaftliche Erwartungen. Nach den zugrunde liegenden Be­
rechnungen sollen eine bessere Patientensteuerung und be­
darfsgerechtere Rettungseinsätze langfristig erhebliche Einspa­
rungen ermöglichen. Für die Digitalisierung und Vernetzung 
der Leitstellen sind für die Jahre 2027 bis 2031 Mittel von 
225  Mio.  € aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Kli­
maneutralität vorgesehen. Gleichzeitig wird die praktische Um­
setzung darüber entscheiden, ob die erwarteten Entlastungen 
tatsächlich eintreten – denn neue Strukturen benötigen Perso­
nal, Technik und dauerhaft gesicherte Finanzierung. 
Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) begrüßt den Be­
schluss des Bundestags zur Reform der Notfallversorgung in 
Deutschland. Sie mahnt jedoch eine angemessene Finanzie­
rung der künftigen Versorgung in den Integrierten Notfallzen­
tren (INZ) an. Das sei nach dem aktuellen Stand des Gesetzes 
noch nicht gegeben. 

DKG fordert eigenständiges INZ-Budget
„Mit der anstehenden Reform kann sich die Notfallversorgung 
in Deutschland für alle Beteiligten spürbar verbessern“, sagt 
Prof. Dr. Henriette Neumeyer. Krankenhäuser würden heute 
immer stärker als Ersatz für zunehmend wegbrechende Angebote 
im niedergelassenen Bereich genutzt, so die stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende der DKG. Die Folge sei eine Vielzahl soge­
nannter Bagatellfälle, die für lange Wartezeiten und Überlastung 
sorgen. „Mit den INZ besteht nun die Chance, die Hilfesuchen­
den in die richtige Behandlungsschiene zu lenken und die statio­
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nären Kapazitäten der Krankenhäuser für tatsächliche Notfälle 
zu nutzen. Damit das funktioniert, müssen aber nicht nur Arzt­
praxen bereit und in der Lage sein, kurzfristig Patientinnen und 
Patienten zu behandeln. Die INZ müssen vor allem auf eine Fi­
nanzierungsgrundlage gestellt werden, die die Kostenstrukturen 
eines Krankenhauses berücksichtigt“, so Neumeyer weiter: 
„Notwendig ist ein eigenständiges INZ-Budget, das sämtliche 
Behandlungs- und Vorhaltekosten abdeckt und das regelmäßig 
überprüft und neu verhandelt werden kann. Problematisch ist 
und bleibt auch die Rolle der erweiterten Landesausschüsse, die 
bei fraglicher Expertise über die Einrichtung Integrierter Notfall­
zentren an den Krankenhäusern entscheiden sollen. Dies ist 
grundsätzlich Aufgabe der Länder. Die erweiterten Landesaus­
schüsse könnten lediglich Vorschläge unterbreiten. Vor allem an 
dieser Stelle hat der Gesetzgeber noch einigen Korrekturbedarf.“
Der GKV-Spitzenverband begrüßt die Reform – insbesondere, 
dass der Rettungsdienst als eigenständiges Leistungsrecht in 
das SGB V aufgenommen wird. 

Korrekturen am Sparpaket 
An das Notfallreformgesetz angehängt beschloss der Bundestag 
auch Korrekturen am jüngsten GKV-Beitragssatzstabilisierungs­
gesetz (GKV-BStabG), das am 10. Juli 2026 im Bundestag be­
schlossen worden war. 
Demnach wird eine Kostenregelung zulasten der Haus- und 
Kinderärzte gestrichen. Bestimmte Abschläge bei hausarzt­
zentrierter Versorgung werden abgeschafft. Auch Vergütungs­
regelungen bei der psychotherapeutischen Versorgung werden 
verbessert. Zudem müssen die Krankenkassen nach dem be­
schlossenen Entwurf bei Erhöhungen des Zusatzbeitrags ihre 
Mitglieder nun doch informieren. Ärztliche Terminmeldepflich­
ten sollen zudem bessere Voraussetzungen für eine wirksame 
Terminvermittlung schaffen.

Für Kliniken wird mit dem Gesetz der versprochene Rechnungs­
zuschlag von 550 Mio. € und die Einführung der Kurzzeitfall­
pauschalen besiegelt.
Mit dem Gesetz wird auch die Protokollerklärung der Bundes­
regierung zum GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz umgesetzt, 
die Zuschläge für die besondere Vorhaltung der Universitätskli­
nika vorsieht. Diese können die erheblichen finanziellen Belas­
tungen durch das Spargesetz jedoch bei Weitem nicht ausglei­
chen, erklärte Prof. Jens Scholz, Vorstandsvorsitzender des 
Verbandes der Universitätsklinika Deutschlands (VUD).
Nach der Krankenhausreform könne die Notfallreform zu 
einem weiteren wichtigen Strukturgesetz werden, das die Ge­
sundheitsversorgung nachhaltig verbessert. Zugleich belaste 
das GKV-Spargesetz die Universitätsklinika ab 2027 mit über 
1 Mrd. € zusätzlichem jährlichen Defizit. Die Erhöhung des Zu­
schlags für die spezielle Vorhaltung um 100 Mio. € könne diese 
Belastungen nicht kompensieren. „Aber sie ist ein wichtiges 
Signal, dass die Politik die besondere Rolle der Universitätskli­
nika für die Gesundheitsversorgung in Deutschland anerkennt. 
Für die Zukunft muss gelten: Die besondere Rolle der Universi­
tätsklinika muss bei allen weiteren Reformschritten angemes­
sen berücksichtigt werden“, betont Scholz. 
Die Vorstände der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) 
sehen in den Änderungsanträgen, die die Fraktionen gemein­
sam mit der Reform der Notfallversorgung beschlossen haben, 
„ein gehöriges Maß an Übergriffigkeit“, etwa in Form einer 
neuen Terminmeldepflicht für Arztpraxen. Solch „schräge 
Ideen“ seien „ein weiterer großer Schritt in die Staatsmedizin“, 
heißt es in einer Erklärung vom KBV-Vorstand vom 14. Ok­
tober. Mit der Notfallreform selbst würden unnötige 
Parallelstrukturen geschaffen, ohne zu klären, woher das dafür 
notwendige Personal kommen soll und wie das alles finanziert 
werden kann. krü� n

Im Notfall muss es schnell gehen. Wohl kaum trifft dieser Satz 
stärker zu als in einem Krankenhaus. Wenn in Operationssä-
len, auf Intensivstationen oder in Zentralen Notaufnahmen 
Patienten versorgt werden, müssen medizinische Geräte und 
technische Systeme jederzeit zuverlässig funktionieren – auch 
bei einem Stromausfall. Doch wie gut ist die Energieversorgung 
einer Klinik tatsächlich auf den Ernstfall vorbereitet?

Krankenhäuser verfügen verpflichtend über fest installierte 
Notstromsysteme, die bei einem Ausfall des Stromnetzes das 
Klinikum mindestens 24 Stunden eigenständig mit Strom ver-
sorgen können. Doch auch eine vorhandene Notstrom-Ersatz-
anlage (NEA) bietet nicht automatisch für jede Situation aus-
reichende Sicherheit.

Krankenhäuser entwickeln sich stetig weiter: Neue medizintech-
nische Geräte kommen hinzu, Gebäudeteile werden erweitert 
und digitale Systeme ausgebaut. Mit diesen Veränderungen 
steigt häufig auch der Energiebedarf. Eine Notstromanlage, 
die zum Zeitpunkt ihrer Installation ausreichend dimensioniert 
war, kann deshalb im Laufe der Jahre an ihre Leistungsgrenzen 
stoßen. Gleichzeitig müssen die bestehenden Anlagen regel-
mäßig geprüft, gewartet und bei Bedarf modernisiert werden.

Was, wenn die vorhandene Absicherung nicht ausreicht?

Für Krankenhäuser ergibt sich daraus eine besondere Heraus-
forderung: Die Stromversorgung muss auch dann verlässlich 
abgesichert sein, wenn die stationäre NEA zeitweise ausfällt 
oder den aktuellen Leistungsbedarf nicht vollständig deckt. 
Denn Klinikbetrieb und Patientenversorgung lassen sich nicht 
einfach unterbrechen.

Hier kommen mobile Notstromlösungen zum Einsatz. Sie er-
setzen die bestehende Anlage vorübergehend, stellen zusätz-
liche Leistung bereit oder überbrücken den Zeitraum bis zum 
Abschluss einer dauerhaften Erweiterung. Entscheidend ist 
eine passgenaue Abstimmung auf den Bedarf und die techni-
schen Voraussetzungen der Klinik.
Die Herausforderung bei dieser Art von Projekten liegt vor 
allem darin, eine wieder vollumfängliche Notstrom-Ersatzver-
sorgung innerhalb von kurzer Zeit zu gewährleisten.

Vier typische Einsatzbereiche für mobile Notstromlösungen

1. Wartung und Modernisierung der bestehenden NEA
Während Wartungs-/Modernisierungsarbeiten übernimmt 
eine mobile Ersatzanlage die notwendige Absicherung. Glei-
ches gilt, wenn sich der Aufbau oder die Inbetriebnahme einer 
neuen NEA verzögert und eine verlässliche Brückenlösung er-
forderlich ist.

2. Arbeiten an der elektrischen Anlage
Auch bei Arbeiten an Schaltanlagen, Transformatoren, Leitun-
gen oder weiteren Teilen der elektrischen Infrastruktur kann 
eine temporäre Stromversorgung notwendig werden. Je nach 

Umfang reicht das Spektrum von einer kurzfristigen Absiche-
rung bis zu einer Übergangslösung über mehrere Wochen. 

3. Erweiterungen und zusätzlicher Leistungsbedarf
Neue Gebäudeteile, zusätzliche Funktionsbereiche oder mo-
derne Medizintechnik können den Strombedarf erhöhen, be-
vor der Netzanschluss und die stationäre Versorgungstechnik 
entsprechend erweitert sind. Mobile Aggregate lassen sich be-
darfsgerecht kombinieren und stellen die benötigte Leistung 
bereit, bis die dauerhafte Infrastruktur fertiggestellt ist.

4. Technischer Defekt an Bestands-NEA
Auch ein technischer Defekt an der bestehenden NEA lässt sich 
nicht vollständig ausschließen. Hier heißt es „schnell handeln“ 
um für den Ernstfall abgesichert zu sein.

Maximale Flexibilität durch temporäre Energie

Welche Ausgangssituation bei Ihnen auch vorliegt: Brede-
noord begleitet Kliniken bereits in der Projektierungsphase 
und entwickelt gemeinsam mit ihnen eine bedarfsgerechte 
Lösung. Dafür stehen mehr als 3.000 mobile Stromerzeuger 
von 15 bis 2.000 kVA sowie moderne Batteriesysteme zur Ver-
fügung. Der eigene Transport-Service ermöglicht eine autarke 
Anlieferung und Abholung, ohne dass klinikseitig Gabelstap-
ler oder Kräne organisiert werden müssen. Während der ge-
samten Projektlaufzeit ist das Serviceteam rund um die Uhr an 
365 Tagen im Jahr erreichbar.

Ob geplante Wartung oder unvorhersehbarer Defekt: Mobi-
le Notstromlösungen helfen Krankenhäusern dabei, kritische 
Übergangsphasen sicher zu überbrücken. Wer den eigenen Be-
darf, die technischen Schnittstellen und die erforderlichen Ab-
läufe frühzeitig kennt, gewinnt im Ernstfall wertvolle Zeit – und 
schafft eine zusätzliche Rückfallebene für die Patientenversor-
gung und den Klinikbetrieb.

Beratung und Absicherung für dem Ernstfall unter:
www.bredenoord.com oder 00800-55 00 88 00
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